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über _ die Gebai -ui^ JBt^ t JTijfe im Jahre 1334.
m 2 ; Dezember wurde von d -r Stadt 'dien der vom Rechnung «?

hof auf G-ru , ,q meiner Ein ,schau abgofasste Bericht über den * 1. ech nu •ysab-
schluss der Staat dien für das Jahr 1954 der Oeffentlichk . it zugänglich ge¬
macht . Der Bericht zeigt gegenüber den Vorjahren dadurch eine Ernsitarung,
da ? £? nun auch da ? Brauhaus der Stadt ien , die städtische Leichenbestattungs¬
unternehmung und die städtische Ankünd igung sunt er na hmu: ,g in die Ueberprü-
fung einbezogen wurden,

G
' ie die Stc . dtVerwaltung selbst anlässlich der Publiziei ^ ing

ihres Reer . nngsao scnlus ses Icuno .gemacht hat , weist auch der Rechnungshof da »*
rauf hin , dass das günstige Ergebnis des Abschlusses dadurch bewirkt v/urde,
i .ass ein Uebarbrückungskredit auf genommen wurde . Hervorgehoben werden muss
allerdings in diesem Zusammenhang , dass diese Areait • peration hauptsächlich
deswegen notwenaig war , um im Jahre 193I4 zu bewältigende einmalige Ausgaben,
wie den sogenannten Lastenbeitrag zugunsten des Bund s , eine grosse Nach¬
zahlung von Verpflegskosten usw . mnd iie Aufwendungen für die Fertigstellung
bereits begonnener Wohnhausbauten , zu bestreiten.

In der Gruppe “ Pejr gonalanfelege njsei ten und Verwj .1 tungsreform 11

gibt der Rechnungshof die Anregung , die Vorschriften über die Aufwandgebühren
zu überprüfen , eine Anregung , der die Stadtverwaltung entsprechen wird.

Bei der Gebarung des “ Finanzamtes “wird in verschiedenen Lin-
zelfällen auf eine milde,mit den gesetzlichen Bestimmungen nicht vollkommen
in Einklang stehende Praxis hingewiesen . Soweit es möglich war , wurde durch
die in der Sitzung der ninner Bürgerschaft vom 22 , Hovember d . J . eingebrach¬
ten Novellen zu verschiedenen Abgabegesetzen der Anregung des Rechnungshofes
grösstenteils Rechnung getragen . Einzelne aufgezeigte Fehler,wie sie bei
der Fülle der Age .den der Abgabenvsfw & ltung unvermeidbar sind,wurden rich¬
tiggestellt.

Auf dem Gebiete der Anleh en sve rwaltung stellt der Rechnungs¬
hof dis Erhöhung des SchuldenStandes von rund 305 Millionen S auf rund
323 Millionen S fest , eine Vermehrung , die auf die,wie bereits erwähnt,not¬
wendig gewordene Begebung von Schatzscheinen zurückzuführen ist . Des weiteren
vertritt der Rechnungshof die Ansicht,dass im Rechnungsabschluss auch die
Konversion der Dollaranleihe ihren Niederschlag hätte finden sollen . Auch
vermisst der Rechnungshof eine Bewertung des Wertpapierbesitzes mit Ende
1934 * A>iese Arbeit hat der Magistrat zur Vermeidung vcn überflüssigen Ver¬
waltungsausgaben unterlassen , weil infolge des ständigen Wechsels der Kurse
schon zur Zeit der Aufstellung des Inventars aie per 31 . Dezember des Jahres
1934 erhobenen Grössen überholt gewesen wären . Die Stadtverwaltung weist
darauf hin , dass ihre Einrichtung bezüglich des Wertpapierbesitzes derart
gestaltet ist , dass bei gegebener Notwendigkeit jederzeit für einen beliebi¬
gen gewünschten Stichtag ohneweiters der wirkliche Wert festgestellt werden
kann.

Auf dem Gebiete das “Wohl f ahrtswe s ens befasst sich der

Rechnungshof mit Personalfragen , insbesondere mit den einzelnen Angestell¬
tenkategorien zugebilligten Naturalwohnungen * Lp regt auch eine ' Ueberprüfung
der den Angest © iIten auferlegten Bauschbeträge für die Beleuchtung und Be¬
heizung ihrer Naturalwohnungen an . Im übrigen beschäftigt sich der Rech .ungs-
hof mit Rechnungsfragen kleineren Umfanges . Bei der Frie dhofsver waltu ng
schlägt er eine Uoberprüfe . hg der Frage vor,ob die diesen Betrieb treffen¬
de Belastung zugunsten des städtischen Leichenbestattungsunternehmens auf-
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recht zu erhalten sei . Die Stadtverwaltung verweist .darauf,dass dafür die
Leiehenb süattung ihrerseits '

gewisse Verpflichtungen habe,wie vor allem
die bedeutenae Ausgabe,die sonst die unentgeltliche Bestattung armer . Per¬
sonen v «r *ir ?gtlion würde.

In der Gruppe [i ■Bohnu ngsw esen 11 befasst sich der Rachnungj - .
hof mit der Hähe ’ der verlangten Siedlerentgelte und mit der reohnungsmäs-
sigen Behandlung des von der Stadt Wien an die Wiener Siedlungsgesellschaft
geleisteten Treuhandentgeltes für die Errichtung der Stadtrandsiedlungen
sowie der für diesen Zweck geleisteten Zusatzbeiträge.

Im Bereich des gauaintes empfiehlt der Rechnungshof lediglich,
iie !- Frage der rechnungsmässigen Durchführung von Leistungen des Fuhr .verks-

betriebes an andere städtische Stellen zu überprüfen.
Bei den ' 'Ernährun ^ sund WIrt scha .f ■tslange 1

_egg,nhe 1 1en' 1betont
der Rech , .ungshof zunächst die zielbewusste und sparsame Gebarung des Be¬

triebes " Harkto und Schlachthöfey wobei ihm auffällt , dass die Stadt Wien

von der im ^ 39 der Oewerbeordnu .gsnovelle 1934 vorgesehenen Verrechnung
von Zinsen für das Anlagevermögen dieses Betriebes im Jahre 1934 keinen Ge¬

brauch gemacht hat . Die weitere Bemerkung,dass für niedere Leistungen zu hohe

Loh . sätze zur Auszahlung gebracht worden seien , wird von der Stadtverwal¬

tung aufgeklärt . Beim Betrieb " Lagerhäus er ste 11t der Rechnungshof den er¬

freulichen Erfolg fest , dass dieser Betrieb zum erstenmal " inen bescheidenen

Gebarungsüberschuss aufzuweisen hatte . Doch wird , falls es zu einer Aenderun

ie -r Kollektivverträge kommen sollte , empfohlen * noch weitere Verbesserungen

zugunsten der Stadt Wien anzustreben . Auf dem Gebiete der Baustoff bes ch af fang
und des Wirt soha ft samt e s werden lediglich rechnungsmässige Fragen zur Dis¬

kussion gestellt . Bei der Ueberprüfung der Rubrik Amtserfordernisse hebt

der Rechnungshof die Verringerung des Bestandes an Personenkraftwagen her¬

vor,regt aber an , auch die Benützung von Mietautos nach Tunlichkeit einzu¬

schränken , da gegenüber 1933 sine Steigerung von 7 « 2oo S wahrzunehmen war.

Die Stadtverwaltung weist auf ihr umfangreiches Arbeitsprogramm hin , dessen

Ueberwachung naturgemäss auch eine erhöhte Inanspruchnahme von privaten

Kraftwagen mit sich brachte,da ja die Zahl der Amtsautos verringert worden wec

Die Verwaltung des s tädtisch en Grundbesitzes sollte nach

Meinung des Rechnungshofes eine neuerliche durchgreifende Ueberprüfung
sämtlicher Grundpachtzinse vornehmen , da hieraus nach seiner Ansicht eine

nicht unwesentliche Steigerung der Pachtzinseinnahmen erreicht werden könnte

In der Gruppe "Allgemein e VerwaItu ngsange Iegonheiten 11 fielen

bei der Ueberprüfung der Kosten des Sicherheitswesens dem Rechnungshof
die hohen Schubkosten auf . Er vermerkt , dass die vom Magistrat bisher bei

den verschiedenen Landesregierungen geltend gemachten Beschwerden keine

erkennbaren Erfolge zu zeitigen vermochten , und empfiehlt,die Hilfe des

Bundeskanzleramtes in Anspruch zu nehmen . Um auch der in den Bundesländern

festzusteilenden Freigebigkeit gegenüber den Schüblingen entgegonzuwirken,

regt der Rechnungshof an , mit den Landesregierungen in Verbindung zu tre¬

ten,um zu erreichen , dass in Hinkunft jede Beteilung auf einem amtlichen

Dokument fastgehalten wird.
Bei dem Kapitel " Feuerwehr "behandelt der Rechnungshof aus¬

schliesslich die Feuerwachgebühren,die für die Wiener Theatarunternehmun-

gen in einer den tatsächlichen Erfordernissen nicht voll entsprechenden

Höhe pauschaliert wurden.
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Bezüglich der kontr « liierten Untern ehnungen dar Stadt Wien
wurae die voll -, Ueb reinstimmun - der bücherlichen Ergebnisse mit den

' - Jahrs ? ertrh : '.un . ;en feetgoeteilt . Hinsichtlich der Geldgebarung hat pich kei¬
nerlei Anlass zu einer Bemängelung ergeben . In Anlehnung der Sach engebarurig,erbrachte die Binschau gleichfall , den Beweis für Sorgfalt und Gewissen -

'

haftig . -reit in Lagerung und Gebarung . Der Bericht behandelt sodann im einzel¬
nen die Kostengliederung jeder Unternehmung und stellt eingehende Bilanz -

’

analysen auf . Bei den Gaswerken wird eine Verbesserung der Vermögenslage
verzeichnet und vor allem festgestellt , das , nach dem Ergebnis der Passiv¬
seite das Unternehmen fasst nur mit eigenen Mitteln arbeitet . Auch bei Äep
ii ^ öXiAiMt ^ werken ist das Sinken der fremden Mittel und das Ansteigen der
eigenen Mittel hervorzuheben . Bei den Strass enbahnen stellt der Hecnnungs-
hof gleichfalls fest , dass deutlich das Streben der Unternehmung erkennbar
ist , in den Anlagen nur aas unumgänglich notwe .digs Kapital festzulegen
und nach Tunlichkeit die Inanspruchnahme fremder Mittel für die Aufrecht¬
ei haltung des Betriebes zur Erleichterung der Passivseite zu vermeiden.

Bezüglich der drei mit der Privatwirtschaft im Wettbewerb
stehenden Unternehmungen der Stadt Wien erörtert der Rechnungshof ebenso
wie bei den drei grossen Unternehmungen die einzelnen Bilanzposten . Beim
2£^ UBAU£ .

w ^ Q au ^ einem anderen Wege , als dies die Direktion des Brauhauses
getan hat , die Richtigkeit des bilanzmäßig ausgewiesenen Ueborschusses
bestätigt . Bei der Leiche nbesta ttungsuntern ehmung wird auf die Belastungen
hingewiese, . , die diese ® Unternehmen teils zugunsten der Hoheitsverwaltung,
teil , aber auch auf Grund der seinerzeit eingegangenen Versicherungsver¬
träge au leisten hat . Dass trotzdem ein positives Ergebnis erzielt werden
konnte , ist vor allem auf die ökonomische Führung des Unternehmens zurück¬
zuführen » Eo : so wira die Situation aer Ankündigu ngsunternehmu ng als günstig
bezeichnet . Der Rechnungshof regt an , den für die Leistungen der städtis chen
Straßenbahnen gezahlten Betrag zu zergliedern , um die Rentabilität des
eigenen Reklamegeschäftes in deutlicherer Form erkennen zu lassen.
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